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BUNDESARBEITSGERICHT 

10 AZR 236/19 
7 Sa 1001/18 
Landesarbeitsgericht 
Düsseldorf 

Im Namen des Volkes! 
Verkündet am 
24. Februar 2021 

URTEIL 
Jatz, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle 

In Sachen 

 

 

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsklägerin, 

 

 

pp. 

 

Kläger, Berufungskläger und Revisionsbeklagter, 

 

 

 

hat der Zehnte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mündlichen  

Verhandlung vom 24. Februar 2021 durch die Vorsitzende Richterin am Bundes-

arbeitsgericht Gallner, die Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Pulz und  

Pessinger sowie die ehrenamtlichen Richter Petri und Meyer für Recht erkannt: 

1. Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des  
Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom 6. März 2019  
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- 7 Sa 1001/18 - wird mit nachstehender Maßgabe zu-
rückgewiesen. 

2. Das Urteil des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom 
6. März 2019 - 7 Sa 1001/18 - wird teilweise neu gefasst: 

Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger für den 
16. April 2017 116,94 Euro sowie weitere 116,94 Euro 
brutto nebst Zinsen in Höhe von fünf Prozentpunkten 
über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 16. Mai 
2017 zu zahlen. 

Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger für den 4. Juni 
2017 119,77 Euro sowie weitere 119,77 Euro brutto 
nebst Zinsen in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem 
jeweiligen Basiszinssatz seit dem 18. Juli 2017 zu zah-
len. 

3. Die Beklagte hat die Kosten der Revision zu tragen. 
 
 

Von Rechts wegen! 
 
 
 

Tatbestand 

 

Die Parteien streiten über die Höhe von Zuschlägen für Arbeit am Oster-

sonntag und Pfingstsonntag. 

Der Kläger ist bei der Beklagten beschäftigt, die ein Unternehmen der 

Backwarenindustrie betreibt. Für das Arbeitsverhältnis gilt kraft beiderseitiger Ta-

rifgebundenheit der zwischen dem Verband Deutscher Großbäckereien e. V. und 

der Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststätten geschlossene Manteltarifvertrag 

für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in den Betrieben und Betriebsabtei-

lungen der Brot- und Backwarenindustrie, in den Betrieben der Großbäckereien 

und in den Betrieben des Brot- und Backwarenvertriebes Nordrhein-Westfalen 

vom 22. März 1989 idF vom 5. Mai 2000 (MTV). § 4 MTV regelt für Sonderformen 

der Arbeit:  
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         „Mehr-, Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit 

 a) Begriffsbestimmung 

 1. Mehrarbeit ist jede über die regelmäßige - sich aus 
der tarifvertraglichen Arbeitszeit ergebende - tägliche 
Arbeitszeit hinausgehende Arbeit. 

  Muss von dieser Regelung in unvorhergesehenen 
Fällen abgewichen werden, ist ein Arbeitszeitaus-
gleich innerhalb der nächsten 6 Werktage bis zu 
9 Stunden täglich zuschlagfrei möglich. 

 2. Für das Fahrpersonal/Arbeitnehmer im Außendienst 
ist die über die wöchentliche Arbeitszeit hinausge-
hende Arbeit bis zu 5 Wochenstunden mehrarbeitszu-
schlagfrei und danach mehrarbeitszuschlagpflichtig 
gemäß § 4 b) Ziffer 1 a). Wird Provision gezahlt, so 
wird damit Mehrarbeit abgegolten, wenn die Provision 
ihrer Höhe nach mindestens der tariflichen Mehrar-
beitsvergütung entspricht. Die Abgeltung gilt jeweils 
für die laufende Entgeltzahlungsperiode. 

  Für Fahrer im Werkverkehr, die im Zeitlohn beschäf-
tigt werden, gilt diese Regelung nicht. 

 3. Nachtarbeit ist die in der Zeit von 21.00 bis 4.00 Uhr 
geleistete Arbeit. 

 4. Sonn- und Feiertagsarbeit ist die an Sonn- und ge-
setzlichen Feiertagen in der Zeit von 0.00 bis 
24.00 Uhr geleistete Arbeit. 

 …  

 b) Zuschläge 

 1. Für Mehrarbeit, Nachtarbeit, Sonn- und Feiertagsar-
beit sind folgende Zuschläge zu zahlen: 

  a) für angeordnete 
Mehrarbeit 

25 % 1¼faches Entgelt 
je Stunde 

  b) Nachtarbeit 50 % 1½faches Entgelt 
je Stunde 

  c) Arbeit an Sonntagen 
unter 3 Stunden 

75 % 1¾faches Entgelt 
je Stunde 

   bei mehr als 3 Stun-
den für alle Stunden 

50 % 1½faches Entgelt 
je Stunde 

  d) Arbeit an gesetzli-
chen Wochenfeierta-
gen 

150 % 2½faches Entgelt 
je Stunde 
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  e) Arbeit an hohen Fei-
ertagen (Neujahr, 
Ostern, 1. Mai, 
Pfingsten und Weih-
nachten) 

200 % 3faches Entgelt je 
Stunde 

 2. Die Zuschläge werden von dem tatsächlichen Stun-
denverdienst berechnet. 

 …“  

 

Der nach dem Schluss der mündlichen Verhandlung vor dem Landesar-

beitsgericht in Kraft getretene Manteltarifvertrag für die Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer in den Betrieben und Betriebsabteilungen der Brot- und Backwa-

renindustrie, in den Betrieben der Großbäckereien und in den Betrieben des Brot- 

und Backwarenvertriebes Nordrhein-Westfalen vom 2. Januar 2020 enthält in § 4 

wortgleiche Regelungen. 

Bis einschließlich 2016 zahlte die Beklagte an ihre Arbeitnehmer für Ar-

beit am Ostersonntag und Pfingstsonntag einen Zuschlag in Höhe von 200 %. 

Am 16. April 2017 (Ostersonntag) sowie am 4. Juni 2017 (Pfingstsonntag) arbei-

tete der Kläger jeweils 7,67 Stunden. Die Beklagte zahlte dafür einen Zuschlag 

von 50 %. 

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, er habe für Arbeit am Oster-

sonntag und Pfingstsonntag nach § 4 Abschn. b Nr. 1 Buchst. e MTV Anspruch 

auf Feiertagszuschläge in Höhe von jeweils 200 % der Grundvergütung. Es 

handle sich dabei um sog. hohe Feiertage iSd. Tarifvertrags. 

Der Kläger hat beantragt, 

         1. die Beklagte zu verurteilen, an ihn für den 16. April 
2017 116,94 Euro netto sowie weitere 116,94 Euro 
brutto nebst Zinsen in Höhe von fünf Prozentpunkten 
über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 16. Mai 
2017 zu zahlen; 

 2. die Beklagte zu verurteilen, an ihn für den 4. Juni 2017 
119,77 Euro netto sowie weitere 119,77 Euro brutto 
nebst Zinsen in Höhe von fünf Prozentpunkten über 
dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 16. Juli 2017 
zu zahlen. 

 

3  

4  

5  

6  



 - 5 - 10 AZR 236/19 
 

ECLI:DE:BAG:2021:240221.U.10AZR236.19.0  - 6 -   
 

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat die Auffas-

sung vertreten, für Arbeit am Ostersonntag und Pfingstsonntag schulde sie ledig-

lich einen Sonntagszuschlag, jedoch keinen Feiertagszuschlag. Es handle sich 

nicht um gesetzliche Feiertage. Sie habe bis einschließlich 2016 irrtümlich höhere 

Zuschläge gezahlt. 

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht 

hat der Klage stattgegeben. Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Re-

vision will die Beklagte das klageabweisende Urteil des Arbeitsgerichts wieder-

hergestellt wissen.  

 

Entscheidungsgründe 

 

Die Revision der Beklagten ist unbegründet. Das Landesarbeitsgericht 

hat das Urteil des Arbeitsgerichts auf die Berufung des Klägers zu Recht abge-

ändert und der Klage stattgegeben. Der Kläger hat Anspruch auf Feiertagszu-

schläge für am Ostersonntag und Pfingstsonntag geleistete Arbeit. 

I. Die Klage ist zulässig. Bedenken gegen die Zulässigkeit der Klage  

ergeben sich nicht aus dem Umstand, dass der Kläger teilweise Nettozahlungen 

begehrt. Eine Nettoentgeltklage ist prozessrechtlich nicht zu beanstanden. Sie ist 

insbesondere hinreichend bestimmt iSd. § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO (BAG 23. Sep-

tember 2020 - 5 AZR 251/19 - Rn. 9; 21. Januar 2020 - 3 AZR 225/19 - Rn. 19; 

26. Februar 2003 - 5 AZR 223/02 - zu I der Gründe, BAGE 105, 181). 

II. Die Klage ist begründet. Das Landesarbeitsgericht hat zutreffend er-

kannt, dass der Kläger Anspruch auf Feiertagszuschläge nach § 4 Abschn. b 

Nr. 1 Buchst. e MTV für am Ostersonntag und Pfingstsonntag geleistete Arbeit 

hat. Das ergibt die Auslegung des MTV. 
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1. Ostersonntag und Pfingstsonntag sind hohe Feiertage iSv. § 4 Abschn. b 

Nr. 1 Buchst. e MTV. Dem steht nicht entgegen, dass es sich nicht um gesetzli-

che Feiertage handelt. Welche Tage gesetzliche Feiertage sind, bestimmt sich 

nach dem Recht des Landes, in dem der Erfüllungsort des Arbeitsverhältnisses 

liegt (BAG 17. März 2010 - 5 AZR 317/09 - Rn. 18, BAGE 133, 337). In Nord-

rhein-Westfalen sind nach § 2 Abs. 1 Feiertagsgesetz NW weder der Ostersonn-

tag noch der Pfingstsonntag gesetzliche Feiertage. Tarifvertragliche Regelungen 

über die Zahlung eines Zuschlags für Feiertagsarbeit knüpfen regelmäßig an die 

gesetzlichen Feiertage am Beschäftigungsort an. Abweichende Regelungen 

müssen deutlich erkennbar sein (BAG 17. August 2011 - 10 AZR 347/10 -  

Rn. 12; 13. April 2005 - 5 AZR 475/04 - zu I 2 b der Gründe). 

2. Aus den Regelungen des MTV geht deutlich hervor, dass der gegenüber 

dem Sonntagszuschlag erheblich höhere Feiertagszuschlag auch für Arbeit am 

Ostersonntag und Pfingstsonntag zu zahlen ist, obwohl es sich nicht um gesetz-

liche Feiertage handelt. 

a) Das ergibt sich aus dem Wortlaut der Tarifnorm, von dem bei der Ausle-

gung eines Tarifvertrags vorrangig auszugehen ist (vgl. etwa BAG 25. Oktober 

2017 - 7 AZR 712/15 - Rn. 17; 24. Februar 2016 - 7 AZR 253/14 - Rn. 51). Bei 

der Wortlautauslegung ist, wenn die Tarifvertragsparteien einen Begriff nicht ei-

genständig definieren, erläutern oder einen feststehenden Rechtsbegriff verwen-

den, vom allgemeinen Sprachgebrauch auszugehen. Wird ein Fachbegriff ver-

wendet, der in allgemeinen oder in fachlichen Kreisen eine bestimmte Bedeutung 

hat, ist davon auszugehen, dass die Tarifvertragsparteien mit diesem Begriff den 

allgemein üblichen Sinn verbinden wollten, wenn nicht sichere Anhaltspunkte für 

eine abweichende Auslegung gegeben sind, die aus dem Tarifwortlaut oder an-

deren aus dem Tarifvertrag selbst ersichtlichen Gründen erkennbar sein müssen. 

Wird ein bestimmter Begriff mehrfach in einem Tarifvertrag verwendet, ist im 

Zweifel davon auszugehen, dass die Tarifvertragsparteien dem Begriff im Gel-

tungsbereich dieses Tarifvertrags stets die gleiche Bedeutung beimessen wollen 

(BAG 19. September 2018 - 10 AZR 496/17 - Rn. 28; 26. April 2017 - 10 AZR 

589/15 - Rn. 15 mwN). 

12  
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aa) Nach dem Wortlaut von § 4 Abschn. b Nr. 1 Buchst. e MTV ist ein Feier-

tagszuschlag in Höhe von 200 % für Arbeit an sog. hohen Feiertagen zu zahlen. 

Der Begriff der hohen Feiertage ist mit dem Klammerzusatz „Neujahr, Ostern, 

1. Mai, Pfingsten und Weihnachten“ versehen. Klammerzusätze zu einem be-

stimmten Begriff haben im Allgemeinen den Sinn, diesen Begriff zu erläutern. 

Das kann dazu führen, dass der durch den Klammerzusatz erläuterte Begriff ei-

nen anderen Sinn erhält, als ihm nach seinem Wortlaut und dem allgemeinen 

Sprachgebrauch ohne den Klammerzusatz zuzuerkennen wäre. Mangels ander-

weitiger Anhaltspunkte im Tarifvertrag kommt einem Klammerzusatz für die Be-

stimmung eines vorangestellten Begriffs entscheidende Bedeutung zu (BAG 

2. November 2016 - 10 AZR 615/15 - Rn. 25 mwN). Für die Frage, ob der Oster-

sonntag und der Pfingstsonntag zu den hohen Feiertagen im Tarifsinn gehören, 

ist daher von hervorgehobener Bedeutung, ob diese Tage zu Ostern und Pfings-

ten gehören. 

(1) Nach dem allgemeinen Sprachgebrauch ist der jeweilige Sonntag der 

zentrale Tag an Ostern und Pfingsten. Es liegt nach dem allgemeinen Sprachge-

brauch fern, dass unter Ostern und Pfingsten zwar der jeweilige Montag, nicht 

dagegen der Sonntag zu verstehen sein soll. Für ein solches Verständnis hätte 

es nahegelegen, den Ostermontag und den Pfingstmontag ausdrücklich zu be-

nennen. 

(2) Die Tarifvertragsparteien haben die Begriffe Ostern und Pfingsten in § 3 

Nr. 4 MTV ebenfalls in dem Sinn verwendet, dass der jeweilige Sonntag erfasst 

ist. Deshalb ist davon auszugehen, dass die Tarifvertragsparteien den Begriffen 

Ostern und Pfingsten in § 4 Abschn. b Nr. 1 Buchst. e MTV dieselbe Bedeutung 

beimessen wollten. Nach § 3 Nr. 4 MTV soll die Arbeit an Tagen vor Weihnach-

ten, Neujahr, Ostern und Pfingsten möglichst um 12:00 Uhr enden. Der Sinn die-

ser Regelung erschließt sich nur, wenn damit ein früheres Ende der Arbeit am 

Samstag vor dem Ostersonntag oder dem Pfingstsonntag gemeint ist. Samstage 

sind nach § 3 Nr. 1 Buchst. b MTV regelmäßig Arbeitstage. Dagegen soll an 

Sonntagen nach dem tarifvertraglichen Regelungszusammenhang ohnehin 

grundsätzlich nicht gearbeitet werden, sodass ein früheres Ende der Arbeit an 

15  

16  

17  



 - 8 - 10 AZR 236/19 
 

ECLI:DE:BAG:2021:240221.U.10AZR236.19.0  - 9 -   
 

diesen Tagen allenfalls einen eingeschränkten Anwendungsbereich haben 

könnte. 

bb) Der Begriff der hohen Feiertage in § 4 Abschn. b Nr. 1 Buchst. e MTV ist 

ohne Rückgriff auf den Klammerzusatz zwar nicht eindeutig, legt nach seinem 

Wortsinn jedoch ebenfalls nahe, dass darunter auch der Ostersonntag und der 

Pfingstsonntag zu verstehen sind. Unter dem Begriff der hohen Feiertage werden 

in Fachkreisen im Zusammenhang mit dem grundsätzlichen Verbot der Sonn- 

und Feiertagsarbeit nach §§ 9 ff. ArbZG verbreitet Ostern, Pfingsten und Weih-

nachten verstanden. Teilweise werden auch der Neujahrstag und der 1. Mai zu 

den hohen Feiertagen gerechnet. Der Begriff der hohen Feiertage wird in Fach-

kreisen in Bezug auf die Sonn- und Feiertagsruhe verbreitet dahin verstanden, 

dass Ostern und Pfingsten einschließlich des jeweiligen Sonntags erfasst sein 

sollen. Es ist daher davon auszugehen, dass die Tarifvertragsparteien den Begriff 

der hohen Feiertage auch hinsichtlich der Zuschlagsregelung in diesem Sinn ver-

wendet haben (vgl. BAG 26. April 2017 - 10 AZR 589/15 - Rn. 15). 

(1) § 1 Abs. 2 Satz 1 der Verordnung über die Zulassung der Beschäftigung 

von Arbeitnehmern an Sonn- und Feiertagen zur Befriedigung täglicher oder an 

diesen Tagen besonders hervortretender Bedürfnisse der Bevölkerung vom 

5. Mai 1998 in den Fassungen vom 21. Oktober 2014 und 29. Oktober 2019 für 

Nordrhein-Westfalen lautet: „An den Feiertagen Neujahr, Ostern, 1. Mai, Pfings-

ten und Weihnachten (hohe Feiertage) ist im Rahmen der betrieblichen Möglich-

keiten auf die besondere Bedeutung dieser Tage für die Beschäftigten Rücksicht 

zu nehmen.“ 

(2) Das Landesarbeitsgericht verweist zutreffend auf den Erlass des Minis-

teriums für Arbeit, Integration und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen vom 

30. Dezember 2013 III 2 - 8312 zur Durchführung des Arbeitszeitgesetzes. Dort 

wird in der Nr. 5 zu § 13 Abs. 4 und 5 ArbZG der Ausdruck der hohen Feiertage 

verwendet. Nach dem dortigen Klammerzusatz gehören zu den hohen Feierta-

gen unter anderem die „Weihnachts-, Oster- und Pfingstfeiertage“. 
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(3) Das Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen hat in 

Bezug auf Ausnahmen vom Verbot der Sonn- und Feiertagsarbeit nach § 9  

ArbZG den Begriff der hohen Feiertage mit einem entsprechenden Klammerzu-

satz versehen (OVG für das Land Nordrhein-Westfahlen 10. April 2000 - 4 A 

756/97 - im Tatbestand). 

(4) Der Ausdruck der hohen Feiertage wird auch in der einschlägigen Kom-

mentarliteratur teilweise für Ostern, Pfingsten und Weihnachten verwendet (ErfK/ 

Wank 21. Aufl. ArbZG § 13 Rn. 16; Baeck/Deutsch/Winzer ArbZG 4. Aufl. § 13 

Rn. 90). 

b) Eine Auslegung der tarifvertraglichen Regelung des § 4 Abschn. b Nr. 1 

Buchst. e MTV nach Sinn und Zweck spricht ebenfalls dafür, dass für Arbeit am 

Ostersonntag und Pfingstsonntag ein Feiertagszuschlag in Höhe von 200 % zu 

zahlen ist. Zu Recht hat das Landesarbeitsgericht den erkennbaren Sinn und 

Zweck der tariflichen Regelung über Zuschläge an sog. hohen Feiertagen darin 

gesehen, dass die betroffenen Arbeitnehmer eine finanzielle Kompensation der 

mit der Arbeit an Feiertagen verbundenen Nachteile und Erschwernisse erhalten 

sollen (vgl. BAG 17. März 2010 - 5 AZR 317/09 - Rn. 16, BAGE 133, 337). Die 

besondere Belastung besteht darin, dass sie an Tagen zur Arbeitsleistung her-

angezogen werden, die von vielen Arbeitnehmern als besonders wichtig für die 

Freizeitgestaltung angesehen werden. Die Beeinträchtigung der privaten Be-

lange ist am Ostersonntag und Pfingstsonntag nicht geringer, sondern eher hö-

her als am Ostermontag und Pfingstmontag. Die Tarifvertragsparteien wären im 

Rahmen ihrer Tarifautonomie zwar frei, für Arbeit am Ostermontag und Pfingst-

montag einen höheren Zuschlag zu vereinbaren als für Arbeit am Ostersonntag 

und Pfingstsonntag. Sofern der Wortlaut ein solches Ergebnis vorgäbe, rechtfer-

tigte der Sinn und Zweck keine den Wortlaut übersteigende Auslegung (BAG 

17. März 2010 - 5 AZR 317/09 - aaO). Für den hier auszulegenden Tarifvertrag 

bestätigt die Interpretation nach Sinn und Zweck jedoch das Ergebnis der Wort-

lautauslegung. 
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c) Der tarifliche Gesamtzusammenhang steht dem nach Wortlaut sowie 

Sinn und Zweck gefundenen Auslegungsergebnis nicht entgegen. Die Beklagte 

kann sich nicht mit Erfolg darauf berufen, § 4 Abschn. a Nr. 4 MTV enthalte eine 

abschließende Begriffsbestimmung dahin, dass ausschließlich Arbeit an gesetz-

lichen Feiertagen zuschlagpflichtig iSd. § 4 Abschn. b Nr. 1 Buchst. e MTV sei. 

Das hat das Landesarbeitsgericht zutreffend erkannt. 

aa) Die Überschriften in § 4 Abschn. a MTV („Begriffsbestimmung“) und in 

§ 4 Abschn. b MTV („Zuschläge“) legen zunächst das Verständnis nahe, dass in 

§ 4 Abschn. a MTV bestimmte Begriffe verbindlich definiert werden, die in § 4 

Abschn. b MTV zugrunde gelegt werden, um darauf aufbauend die Höhe der Zu-

schläge festzulegen. 

bb) Eine solche durch die Überschriften zu § 4 Abschn. a und b MTV ange-

deutete Systematik wird in den tarifvertraglichen Regelungen jedoch nicht umge-

setzt. Vielmehr finden sich in § 4 Abschn. a MTV neben Begriffsbestimmungen 

auch Rechtsfolgen begründende Regelungen. So enthält § 4 Abschn. a Nr. 1 

Satz 1 MTV zwar eine Definition der Mehrarbeit. In § 4 Abschn. a Nr. 1 Satz 2 

MTV folgt dann jedoch eine Regelung, unter welcher Voraussetzung ein Arbeits-

zeitausgleich möglich ist. § 4 Abschn. a Nr. 2 MTV enthält keine Begriffsbestim-

mungen, sondern ausschließlich inhaltliche Regelungen zu der Frage, inwieweit 

Arbeit für Fahrpersonal mehrarbeitszuschlagpflichtig ist. 

cc) Umgekehrt finden sich in § 4 Abschn. b MTV eigenständige Definitionen, 

die sich von den Begriffsbestimmungen in § 4 Abschn. a MTV absetzen. So wird 

unter § 4 Abschn. b Nr. 1 Buchst. e MTV nicht lediglich der Begriff des Feiertags 

aus § 4 Abschn. a Nr. 4 MTV aufgegriffen, sondern es wird der neue Begriff des 

hohen Feiertags eingeführt und mit einem Klammerzusatz näher bestimmt. Damit 

enthält § 4 Abschn. b Nr. 1 Buchst. e MTV eine eigene Begriffsbestimmung des 

hohen Feiertags, die sich von der Definition des Feiertags in § 4 Abschn. a Nr. 4 

MTV unterscheidet. Den Umstand, dass § 4 Abschn. b MTV nicht lediglich auf 

den Begriffsbestimmungen in § 4 Abschn. a MTV aufbaut, verdeutlicht auch die 
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Regelung in § 4 Abschn. b Nr. 1 Buchst. d MTV. Danach ist für Arbeit an gesetz-

lichen Wochenfeiertagen ein Zuschlag von 150 % zu zahlen. Der dort neu einge-

führte Begriff des Wochenfeiertags ist in § 4 Abschn. a MTV nicht definiert. Ge-

gen die Annahme, dass die Tarifvertragsparteien in § 4 Abschn. b MTV streng 

den Begriff des Feiertags aus § 4 Abschn. a Nr. 4 MTV zugrunde legen, spricht 

im Übrigen, dass es in diesem Fall nicht der Konkretisierung in § 4 Abschn. b 

Nr. 1 Buchst. d MTV bedurft hätte, wonach es sich um einen „gesetzlichen“ Fei-

ertag handeln muss. 

dd) Die Beklagte kann sich entgegen der von ihr in der mündlichen Revisi-

onsverhandlung vertretenen Auffassung nicht mit Erfolg darauf berufen, § 4  

Abschn. a Nr. 4 MTV verliere jeglichen Anwendungsbereich, wenn für Arbeit an 

Tagen, die keine gesetzlichen Feiertage seien, dennoch ein Feiertagszuschlag 

zu zahlen sei. Unabhängig von der Frage, für welche Tage ein Feiertagszuschlag 

zu zahlen ist, regelt § 4 Abschn. a Nr. 4 MTV jedenfalls auch, dass Sonn- und 

Feiertagsarbeit die an diesen Tagen in der Zeit von 00:00 bis 24:00 Uhr geleistete 

Arbeit ist. Damit schließt er die Möglichkeit aus, dass der Beginn und das Ende 

der Sonn- und Feiertagsruhe im Schichtbetrieb nach § 9 Abs. 2 ArbZG um bis zu 

sechs Stunden vor- oder zurückverlegt werden können. 

3. Die anhand von Wortlaut, Sinn und Zweck sowie tarifvertraglichem Ge-

samtzusammenhang gefundene Auslegung des § 4 Abschn. b Nr. 1 Buchst. e 

MTV setzt sich nicht in Widerspruch zu früheren Urteilen des Bundesarbeitsge-

richts zu tarifvertraglichen Zuschlägen für Arbeit am Ostersonntag und Pfingst-

sonntag (vgl. BAG 17. August 2011 - 10 AZR 347/10 -; 17. März 2010 - 5 AZR 

317/09 - BAGE 133, 337; 13. April 2005 - 5 AZR 475/04 -). In diesen Entschei-

dungen ist das Bundesarbeitsgericht zu der Auffassung gelangt, dass nach den 

jeweiligen tarifvertraglichen Regelungen ein hoher Feiertagszuschlag für Arbeit 

an Ostersonntagen oder Pfingstsonntagen nicht verlangt werden kann. Entschei-

dend war, dass die Zahlung eines Zuschlags für Feiertagsarbeit in tarifvertragli-

chen Regelungen regelmäßig an die gesetzlichen Feiertage am Beschäftigungs-

ort anknüpft. Anders als im hier auszulegenden MTV fehlten in den dort maßgeb-

lichen Tarifverträgen deutliche Anhaltspunkte für eine abweichende Regelung. 
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4. Das Urteil des Landesarbeitsgerichts ist dahin klarzustellen, dass die Fei-

ertagszuschläge nicht teilweise mit dem Zusatz „netto“ zuzusprechen sind. 

a) Der Kläger hat beantragt, die Beklagte zu verurteilen, an ihn Feiertags-

zuschläge für den 16. April 2017 in Höhe von 116,94 Euro netto sowie 

116,94 Euro brutto und für den 4. Juni 2017 in Höhe von 119,77 Euro netto sowie 

119,77 Euro brutto zu zahlen. Die Gerichte für Arbeitssachen können jedoch 

nicht mit Bindung für die Steuerbehörden und Finanzgerichte sowie die Kranken-

kassen festlegen, ob ein Betrag abgabenpflichtig ist oder nicht. Deshalb ist in 

eine Entscheidungsformel das Wort „netto“ nur dann aufzunehmen, wenn der Ar-

beitgeber aus arbeitsrechtlichen Gründen gehalten ist, alle etwaigen Abgaben zu 

tragen, die auf eine von ihm geschuldete Geldleistung zu entrichten sind (BAG 

15. November 2005 - 9 AZR 626/04 - Rn. 45; 26. Mai 1998 - 3 AZR 96/97 - zu II 

der Gründe). 

aa) Es ist anerkannt, dass eine Nettoklage erhoben werden kann, wenn die 

Parteien eine Nettoentgeltvereinbarung getroffen haben (vgl. BAG 23. Septem-

ber 2020 - 5 AZR 251/19 - Rn. 10; MüKoBGB/Spinner 8. Aufl. § 611a Rn. 749). 

Eine Nettoentgeltvereinbarung ist eine Abrede des Inhalts, dass der Arbeitgeber 

im Innenverhältnis zum Arbeitnehmer alle auf das Arbeitsentgelt entfallenden 

Steuern und Beiträge zur Sozialversicherung trägt. Nettoentgeltvereinbarungen 

sind die Ausnahme und müssen deshalb einen entsprechenden Willen klar er-

kennen lassen. Der Arbeitnehmer ist im Hinblick auf die Nettoentgeltvereinba-

rung darlegungs- und gegebenenfalls beweispflichtig (BAG 23. September 2020  

- 5 AZR 251/19 - Rn. 11). 

bb) Ohne Nettoentgeltvereinbarung hat das Bundesarbeitsgericht die Verur-

teilung zu einer Nettozahlung teilweise auch dann für möglich gehalten, wenn 

sichergestellt ist, dass die begehrten Zuschläge steuer- und sozialversicherungs-

frei nach § 3b Abs. 1 Nr. 3 EStG bzw. § 1 Abs. 1 Nr. 1 Sozialversicherungsent-

geltverordnung (SvEV) sind (vgl. BAG 4. August 2016 - 6 AZR 129/15 - Rn. 41). 

Eine auf eine Entgeltnachzahlung gerichtete Nettoklage ist auch dann als schlüs-
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sig angesehen worden, wenn die für den Tag des Zuflusses maßgeblichen elek-

tronischen Steuerabzugsmerkmale iSv. § 39e EStG (ELStAM) dargelegt worden 

waren (vgl. BAG 23. September 2020 - 5 AZR 251/19 - Rn. 22; 26. Februar 2003  

- 5 AZR 223/02 - zu III der Gründe, BAGE 105, 181). 

cc) In diesem Rechtsstreit ist eine Verurteilung zu einer Nettozahlung nach 

den Grundsätzen der zitierten Urteile des Bundesarbeitsgerichts nicht möglich. 

In der gegebenen Fallgestaltung müsste eine offene steuerrechtliche Fragestel-

lung geklärt werden. 

(1) Nach § 3b Abs. 1 Nr. 3 EStG sind Zuschläge für tatsächlich geleistete 

Arbeit an einem gesetzlichen Feiertag steuerfrei, die neben dem Grundlohn ge-

zahlt werden, soweit sie 125 % des Grundlohns nicht übersteigen. Nicht abschlie-

ßend geklärt ist, ob der Ostersonntag und der Pfingstsonntag „gesetzliche“ Fei-

ertage iSv. § 3b Abs. 1 Nr. 3 EStG sind. Nach § 3b Abs. 2 Satz 4 EStG werden 

die gesetzlichen Feiertage durch die am Ort der Arbeitsstätte geltenden Vor-

schriften bestimmt. Die Steuerverwaltung behandelt den Ostersonntag und den 

Pfingstsonntag als Feiertage im steuerrechtlichen Sinn, obwohl sie nach den Fei-

ertagsgesetzen der Länder nicht zu den Feiertagen gehören. In der Literatur wird 

die Handhabung der Steuerverwaltung teilweise befürwortet oder jedenfalls für 

vertretbar gehalten (Bordewin/Brandt/Stache EStG Stand August 2019 § 3b 

Rn. 30; Herrmann/Heuer/Raupach/Bergkemper EStG/KStG Stand November 

2018 EStG § 3b Rn. 37). Die Finanzgerichtsbarkeit hat diese Frage bisher nicht 

ausdrücklich geklärt. 

(2) Von derselben offenen steuerrechtlichen Frage hängt ab, ob auf Zu-

schläge für Arbeit am Ostersonntag und Pfingstsonntag Sozialversicherungsab-

gaben zu entrichten sind. Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SvEV werden dem sozi-

alversicherungspflichtigen Arbeitsentgelt iSv. § 14 SGB IV laufende Zulagen und 

Zuschüsse sowie ähnliche Einnahmen nicht zugerechnet, soweit sie lohnsteuer-

frei sind. Dies gilt nicht für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeitszuschläge, so-

weit das Entgelt, auf dem sie berechnet werden, mehr als 25,00 Euro für jede 

Stunde beträgt. 
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b) Die Klage ist nicht unbegründet, soweit der Kläger eine Verurteilung zu 

einer Nettozahlung beantragt hat. Vielmehr kann der Zahlungsanspruch ohne 

den Zusatz „netto“ zugesprochen werden. Das Urteil des Landesarbeitsgerichts 

ist entsprechend klarzustellen (vgl. BAG 15. November 2005 - 9 AZR 626/04 - 

Rn. 45; 26. Mai 1998 - 3 AZR 96/97 - zu II der Gründe). 

aa) Dem steht nicht die Entscheidung des Fünften Senats entgegen, dass 

die von ihm entschiedene Nettoklage unbegründet war und die begehrte Diffe-

renzvergütung auch nicht als Bruttovergütung zugesprochen werden konnte. 

Dort hatte sich die Klägerin auf eine Nettoentgeltvereinbarung berufen. Die Brut-

toentgeltabrede und die Nettoentgeltvereinbarung betreffen verschiedene Klage-

gründe und demnach unterschiedliche Streitgegenstände (BAG 23. September 

2020 - 5 AZR 251/19 - Rn. 23). 

bb) Der Kläger dieses Rechtsstreits beruft sich dagegen nicht auf eine Netto- 

entgeltvereinbarung, die einen anderen Streitgegenstand darstellte als eine Brut-

toentgeltvereinbarung. Er geht ersichtlich davon aus, dass er aufgrund der gel-

tenden Rechtslage einen Teil des Zuschlags steuer- und sozialversicherungsab-

gabenfrei verlangen kann. Der auf Zahlung gerichtete Klageantrag ist dahin aus-

zulegen, dass der Kläger keine Klärung der Frage erstrebt, ob und in welcher 

Höhe die Feiertagszuschläge abgabenfrei verlangt werden können. Dafür spricht, 

dass im Verlauf des Rechtsstreits nicht weiter thematisiert worden ist, ob die Fei-

ertagszuschläge ohne Abzug von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen zu 

zahlen sind. 

5. Der Anspruch auf Verzugszins ergibt sich aus § 288 Abs. 1, § 286 BGB 

und § 6 Nr. 10 Abs. 1 Satz 2 MTV. Zinsen auf den Zuschlag für den 4. Juni 2017 

kann der Kläger ab dem 18. Juli 2017 verlangen, weil der Anspruch erst am Mon-

tag, 17. Juli 2017, fällig wurde. Nach § 6 Nr. 10 Abs. 1 Satz 2 MTV hat die Ent-

geltzahlung bis zum 15. des nächsten Kalendermonats zu erfolgen. Soweit dieser 

Tag auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag entfällt, verschiebt sich der Zeit-

punkt der Fälligkeit nach § 193 BGB auf den nächsten Werktag (BAG 9. Dezem-

ber 2020 - 10 AZR 335/20 - Rn. 97 mwN). 
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III. Die Beklagte hat nach § 97 Abs. 1 ZPO die Kosten ihrer erfolglosen Re-

vision zu tragen. 

 Gallner  Pessinger  Pulz  

  Petri  Meyer   
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